
  

Interpellation Nr. 68 (September 2018) 

betreffend Umsetzung der eidgenössischen Volksinitiative "Für Ernährungssouveränität. 
Die Landwirtschaft betrifft uns alle" 

18.5239.01 
 

Die Ernährungssouveränitäts-Volksinitiative verpflichtet den Staat, die Schweizer Landwirtschaft durch einen 
höheren Grenzschutz und planwirtschaftliche Staatseingriffe vor ausländischer Konkurrenz zu schützen und den 
Strukturwandel mit verschiedenen Instrumenten aufzuhalten. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung von folgenden Fragen: 

1. Sieht die Regierung Handlungsbedarf, um den Strukturwandel in der Landwirtschaft zu stoppen, sei es 
durch zusätzliche Vorschriften, Subventionen oder zusätzliche Markteingriffe? 

2. Erachtet die Regierung eine Rückkehr zur staatlichen Preis- und Mengensteuerung in der Landwirtschaft 
als richtig und wegweisend? 

3. Unterstützt die Regierung die Erhebung zusätzlicher Zölle und Erlass von Importverboten auf gemäss den 
Initianten "nicht nachhaltig" produzierte Lebensmittel? 

4. Welche Auswirkungen erwartet die Regierung auf Konsumenten, Landwirte, Nahrungsmittelindustrie und 
Exportunternehmen generell? 

5. Wie beurteilt die Regierung die Volksinitiative als Ganzes? 
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